
Auditcheckliste Kapitel 2 stationär

Träger und Anerkennungen

Der Träger der Einrichtung muss

-
Mitglied in einem Freien Wohlfahrtsverband oder

-
eine juristische Person des öffentlichen Rechts sein oder

-
über eine Konzession nach § 30 der Gewerbeordnung verfügen, 

-
ein Aufsichtsorgan gemäß Gesetz über die Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich (KonTraG) haben.

Anerkennungen

Die Einrichtung sollte über folgende Anerkennungen verfügen:

-
Anerkennung des zuständigen Leistungsträgers (z.B.: Rentenversicherungsträger)

-
Anerkennung des Fachministeriums im Sinne der §§ 35,36 ff des Betäubungsmittelgesetzes (BtMG)

-
Anerkennung bzw. Betriebserlaubnis von den zuständigen Trägern der Sozialhilfe
-
Weitere Anerkennungen (z.B. Teilermächtigung der Kassenärztlichen Vereinigung, Betriebsgenehmigung vom Kreisausschuss, Kreisgesundheitsamt) können hinzukommen.

Konzeption 

· Werden Aussagen gemacht zur Trägerstruktur und zu den Rahmenbedingungen (z.B. geographische Lage, Bettenzahl, Größe, Indikation)?
· Wird das gesamte Spektrum der möglichen Leistungen zur Rehabilitation und Teilhabe dargestellt und auf relevante Kontraindikationen eingegangen?
· Wird dargestellt, auf welche Rahmenvorgaben der Leistungsträger Bezug genommen wird, welche Leitlinien zur Rehabilitation z.B. in das Konzept der Einrichtung eingebunden sind und den Mitarbeitern zur Verfügung gestellt werden?
· Berücksichtigen die Rehabilitationskonzepte einen interdisziplinären Rehabilitationsansatz, der die Mitarbeitenden der relevanten Berufsgruppen als interdisziplinäres Rehabilitationsteam versteht?
· Wird die Konzeption kontinuierlich intern weiterentwickelt und an die Anforderungen der Rehabilitationsträger angepasst?
· Sind die Konzepte der therapeutischen Leistungen schriftlich dargelegt und indikationsspezifisch und insbesondere funktions- bzw. fähigkeitsorientiert im Sinne der ICF und Teilhabezielsetzung ausgerichtet, sind ggf. erforderliche zielgruppenspezifische Besonderheiten berücksichtigt?
· Ist die Konzeption vereinbar mit dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse und der fachwissenschaftlichen Diskussion?
· Finden gesellschaftliche, ethische (z.B. Leitbild) und politische Veränderungen regelhaft Eingang in die Konzeptionen? 
· Sind die Rehabilitationsziele ergebnisorientiert, konkret, ressourcenorientiert und wird die Therapiezielerreichung regelhaft in geeigneter Form überprüft?
· Wird die Einbindung in Versorgungsstrukturen einschließlich der Selbsthilfe beschrieben?
· Ist das Einrichtungskonzept verbindliche Handlungsorientierung für alle Mitarbeiter?
· Wird das Einrichtungskonzept in zielgruppenspezifischer Art und Weise nach innen und außen kommuniziert (Kurzkonzepte, Broschüren, Flyer…)?
· Wird das Einrichtungskonzept regelmäßig intern überprüft, angepasst und aktualisiert?
· Liegen die indikationsspezifischen Konzeptionen in schriftlicher Form vor?
· Sind die Verantwortlichkeiten zur Erstellung, Prüfung und Freigabe der Konzeptionen verbindlich geregelt?

Unterbringung der Klientel

-
Bei Klientenunterkünften ist darauf zu achten, dass im Wesentlichen nur Ein-, oder, im Bereich ihrer Indikationen, schwerpunktmäßig Zweibettzimmer angeboten werden.

-
Die Unterbringungsmöglichkeiten sollen dem individuellen Bedarf der Hilfeempfängerinnen und Hilfeempfänger entsprechen.

Funktionsräume und Sachanlagen

-
Beschäftigungstherapieräume und Arbeitstherapiebereiche sollten je nach konzeptionellem Angebot bzw. konzeptioneller Notwendigkeit vorhanden sein

-
Sport-, Turn- oder Gymnastikhallen sind wünschenswert, jedoch bei kleineren Einrichtungen nicht zwingend, wenn solche Räumlichkeiten in unmittelbarer Nähe der Einrichtung stundenweise zur Nutzung angemietet werden können

-
Dienstzimmer für Ärztinnen und Ärzte, Pflegepersonal, Nachtbereitschaftszimmer, Behandlungszimmer, Verwaltung, Schreibdienst usw. sind als notwendig vorauszusetzen

-
Dienstzimmer für die Therapeutinnen und Therapeuten mit Möglichkeiten zur Führung von Einzelgesprächen müssen ebenfalls vorhanden sein

-
Gruppenräume sind gemäß konzeptionellem Ansatz in ausreichender Zahl bereitzustellen. Diese sollten jedoch zur effektiveren Auslastung auch mehrfach genutzt werden 

-
Aufenthaltsräume, Cafeteria, Fernsehzimmer, Spielzimmer, Bibliothek usw. sind wünschenswert

-
Sozialräume für das Personal sind notwendig

-
Wirtschaftsräume mit Küchenbereich und Speisesaal je nach Größe der Einrichtung

-
Sachanlagen wie z.B. EDV-Anlage, ISDN-Anlage, Telefon-Anlage sind ebenfalls für die tägliche Arbeit notwendig

-
behindertengerechte Einrichtungen sind entsprechend den konzeptionellen und gesetzlichen Vorschriften vorzuhalten

-
Für stationäre Eingliederungshilfeeinrichtungen ist eine dem Bedarf der Hilfeempfängerinnen und Hilfeempfänger angemessene räumliche  und sächliche Ausstattung, anhand einer genauen Beschreibung des Gebäudes und Grundstückes sowie der Ausstattung und des Inventars, gemäß der Heimmindestbauverordnung, nachzuweisen

Lage der Einrichtung und Erreichbarkeit

-
 Ist die Einrichtung mit öffentlichen Verkehrsmitteln in angemessener Zeit zu erreichen oder gibt es einen Abholdienst?

-
Welche infrastrukturellen Angebote gibt es, die den Behandlungsprozess  unterstützen können, wie z.B. Freizeitangebote (kulturelle und religiöse Angebote)?

-
Die Entfernung zum nächsten Facharzt sollte den Krankenhausrichtlinien/Heimgesetz (Bundesgesetzblatt 1978/83) entsprechen

Stellenplan

-
Nach den Mindestanforderungen an die personelle Besetzung einer Einrichtung gemäß der „Empfehlungsvereinbarung Sucht 1978“ vom VDR (DRV-Schriften,1999) müssen auf dem Gebiet der Suchtkrankenarbeit qualifizierte und erfahrene Ärzte, Diplompsychologen, Sozialarbeiter/Sozialpädagogen sowie Arbeits- und Beschäftigungstherapeuten zur Verfügung stehen. Mindestens ein Arzt oder ein Diplompsychologe muss über eine von den jeweils federführenden Leistungsträgern anerkannte Psychotherapieausbildung verfügen (Stellenschlüssel nach den Angaben der BfA: 1 Arzt zu 40 Patienten)

-
Die Einrichtung muss einen ärztlichen Leiter haben. Im Leitungsteam müssen außerdem die Fachbereiche Psychologie und Sozialarbeit vertreten sein

-
Die Einrichtung muss in ihrem medizinischen Bereich mindestens einen Examinierten Krankenpfleger beschäftigen.

-
Arbeitstherapeuten und Beschäftigungstherapeuten sowie weitere, übergreifend tätige Therapeuten (z.B. Sport-/Musiktherapeuten) sollen in ausreichender Zahl, d.h. nach den „Standard- und Personalzumessungs-kriterien“ der BfA (1995) in Rehabilitationseinrichtungen für die Durchführung von Entwöhnungsbehandlungen Abhängigkeitserkrankter „gemäß konzeptuellem Ansatz“ vorhanden sein

-
Wirtschafts- und Versorgungsdienst sowie der technische Dienst bestehen aus den Berufsgruppen Hauswirtschaftsleiter, Koch, Küchenhilfe sowie Hausmeister und sollten nach den Personalzumessungskriterien der BfA jeweils gemäß konzeptionellem Ansatz vorhanden sein

-
Die Verwaltung setzt sich nach den Personalzumessungskriterien der BfA aus Verwaltungsangestellten (Stellenschlüssel 1 zu 25) sowie Schreibkräften (1 zu 50) zusammen

-
In stationären Einrichtungen der Eingliederungshilfe und Wohnheimen ist die hinreichende personelle Ausstattung und Qualifikation zur Erbringung des in der Konzeption der jeweiligen Einrichtung beschriebenen Leistungsangebotes vorzuhalten.
Qualifikation des Personals

-
Für die Gruppen- und Einzeltherapie sollen bei Alkohol- und Medikamentenabhängigen für jeweils 10, bei Drogenabhängigen für jeweils 6-7 Klienten mindestens ein(e) Therapeut(in) aus den Berufsgruppen Ärzte, Diplompsychologen oder Sozialarbeiter/Sozialpädagogen zur Verfügung stehen.

-
Die Therapeuten sollen über eine der geprüften Weiterbildungen im Sinne der Empfehlungsvereinbarung Sucht 1978 sowie der Empfehlungsvereinbarung Ambulante Rehabilitation Sucht vom 29. Januar 1991/Zur Anerkennung empfohlene Weiterbildungen (Stand: Mai 2000) Verband Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR) verfügen. Hierzu zählen:

-
Suchttherapie/Sozialtherapie (analytisch/verhaltenstherapeutisch/gestalt-therapeutisch/gesprächstherapeutisch/Psychodrama). 

-
Stationäre Einrichtungen der Eingliederungshilfe und Wohnheime sollen eine qualifizierte Anleitung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie ihre Fort- und Weiterbildung (einschliesslich Supervision) sicherstellen.

Erfassung von behandlungsrelevanten Größen in Einrichtungen zur medizinischen Rehabilitation

-
Werden allgemeingültige Klassifikationssysteme eingesetzt (z.B. ICD 10/ DSM IV) und standardisierte psychologische Testverfahren angewandt?

-
Erfolgt zu Behandlungsbeginn eine umfangreiche somatische, psychiatrische, psychologische und soziale Anamnese und Befunderhebung?

-
Wird die erforderliche Labordiagnostik durchgeführt?

-
Gibt es eine Eingangs- und eine am Therapieverlauf orientierte Prozessdiagnostik sowie eine katamnestische Erhebung?

-
Werden die diagnostischen Befunde von den dafür qualifizierten Mitarbeitern (Ärzte/Diplom-Psychologen) erhoben und gestellt?

-
Wird die Schweigepflicht grundsätzlich eingehalten, auch bei Kooperation mit externen Institutionen bzw. Fachkräften?

-
Hat der Patient allen diagnostischen Eingriffen und der Anwendung verschiedener diagnostischer Testverfahren schriftlich zugestimmt?

-
Ist die Einrichtung ausreichend mit indikationsspezifischen diagnostischen Verfahren ausgestattet?

-
Gibt es regelmäßige interdisziplinäre Fallbesprechungen zur Diagnostik der Patienten? Ist hier ein Facharzt beteiligt?Wie wird sichergestellt, dass die eingesetzten diagnostischen Maßnahmen regelmäßig bzgl. ihrer Wirksamkeit anhand der publizierten Evidenz (Evidence-Based-Medicine (EBM) überprüft werden?

Erfassung von betreuungsrelevanten Größen in stationären Eingliederungshilfeeinrichtungen und Wohnheimen

-
Wird der individuelle Hilfebedarf zu Beginn sowie in regelmäßigen Abständen ermittelt und ggf. modifiziert?

-
Wird die Eingangsdiagnose vor der Heimaufnahme im Rahmen eines fachärztlichen Gutachtens festgelegt?

-
Werden die betreuungs- und behandlungsrelevanten Probleme regelmäßig im Rahmen von Fallbesprechungen unter Einbeziehung eines konsiliarisch tätigen Facharztes interdisziplinär besprochen?

-
Erfolgt eine Zuordnung gemäß den entsprechenden Landesausführungsbestimmungen?

-
Werden die diagnostischen Befunde von den dafür qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern (Ärzte/Diplom-Psychologen) erhoben und gestellt?

-
Wird die Schweigepflicht grundsätzlich eingehalten, auch bei Kooperation mit externen Institutionen bzw. Fachkräften?

-
Hat der Patient allen diagnostischen Eingriffen und der Anwendung verschiedener diagnostischer Testverfahren schriftlich zugestimmt?

-
Ist die Einrichtung ausreichend mit indikationsspezifischen diagnostischen Verfahren ausgestattet ?

-
Ist die Einrichtung ausreichend mit indikationsspezifischen diagnostischen Verfahren ausgestattet?

Behandlungsmaßnahmen in Einrichtungen der medizinischen Rehabilitation
-
Existiert entsprechend KTL eine Liste der von der Einrichtung erbrachten therapeutischen Leistung?

-
Gibt es Patiententherapiepläne in Form von individuellen Therapieplänen und Wochenplänen?

-
Verfügt die Einrichtung über die für den Indikationsbereich notwendigen therapeutischen Angebote?

-
Gibt es die notwendige Sachausstattung für die Durchführung der therapeutischen Verfahren (z.B. Video/Werkstätten/Sportgeräte)?

-
Sind die angewandten therapeutischen Verfahren wissenschaftlich abgesichert (Evidence-Based-Medicine)?

-
Werden die einzelnen therapeutischen Interventionen von den dafür qualifizierten Mitarbeitern bzw. Berufsgruppen durchgeführt?

-
Erfolgt zu Behandlungsbeginn auf Grundlage der umfangreichen somatischen, psychiatrischen, psychologischen und sozialen Anamnese und Befunderhebung eine Therapiezielplanung?

-
Gibt es eine systematische und regelmäßige Evaluierung der Therapieziele?

-
Werden die Therapieziele gemeinsam mit den Patienten festgelegt?

-
Gibt es einen Behandlungs- und Rehabilitationsvertrag?

-
Gibt es regelmäßige interdisziplinäre Fallbesprechungen zur Therapie der Patienten?

-
Gibt es eine Vernetzung und Kooperation mit externen Institutionen und Fachkräften zur Weiterbehandlung?

Betreuungsmaßnahmen in stationären Eingliederungshilfeeinrichtungen und Wohnheimen

-
Wie wird gewährleistet, dass für jeden Klienten ein Betreuungsplan unter Benennung der Betreuungsziele und unter Einbeziehung des Klienten erstellt wird?

-
Wie wird sichergestellt, dass für jeden Klienten der Betreuungs-prozess unter der Benennung der Betreuungsziele festgelegt ist?

-
Existiert eine Liste der von den in der Einrichtung erbrachten Betreuungsleistungen?

-
Verfügt die Einrichtung über die für den Indikationsbereich notwendigen Betreuungs- und Behandlungsangebote?

-
Gibt es die notwendige Sachausstattung für die Durchführung der Betreuungs- und Behandlungsverfahren (z.B. Video/Werkstätten/ Sportgeräte)?

-
Sind die angewandten therapeutischen Verfahren wissenschaftlich abgesichert (Evidence-Based-Medicine)?

-
Werden die einzelnen Betreuungsleistungen von den dafür qualifizierten Mitarbeitern bzw. Berufsgruppen durchgeführt?

-
Gibt es eine systematische und regelmäßige Evaluierung der Betreuungsziele?

-
Werden die Betreuungsziele gemeinsam mit dem Patienten festgelegt?

-
Gibt es einen Betreuungsvertrag?

-
Gibt es regelmäßige interdisziplinäre Fallbesprechungen zur Betreuung der Patienten?

-
Gibt es eine Vernetzung und Kooperation mit externen Institutionen und Fachkräften zur Weiterbetreuung?
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